
 
8. Bremer Behindertenprotesttag am 3. Mai 2000 

 
 
Mit Beginn des Jahres 2000 beschäf-
tigte sich der "Arbeitskreis Bremer 
Protest gegen Diskriminierung und für 
Gleichstellung behinderter Menschen" 
(getragen von LAGH und SL) schwer-
punktmäßig mit der organisatorischen 
und inhaltlichen Vorbereitung des 8. 
Bremer Protesttages. Intensive Dis-
kussionsprozesse innerhalb des Ar-
beitskreises und der Blick über den 
landespolitischen Tellerrand hinaus 
führten zu dem Ergebnis, im Jahr 2000 
erneut das Thema Landesgleichstel-
lungsgesetzgebung in den Mittelpunkt 
des bevorstehenden Protesttages am 
3. Mai 2000 zu rücken. 
 

Bereits 1996 forderte der Arbeitskreis 
anläßlich des damaligen Protesttages 
ein Bremisches Gleichstellungsgesetz 
und legte zugleich einen Gesetzent-
wurf vor, der einerseits allgemeine 
Vorschriften zur Gleichstellung Behin-
derter, andererseits in einem Artikelge-
setz quer durch alle Rechtsgebiete 
Änderungsvorschläge vorsah, um der 
Ausgrenzung behinderter Menschen in 
den verschiedensten Lebensbereichen 
entgegenzuwirken. Eine zentrale For-
derung dieses Gesetzes war auch die 
Aufnahme eines Diskriminierungsver-
botes in die Bremische Landesverfas-
sung. Die damals geforderte Verfas-
sungsänderung wurde im wesentlichen 
umgesetzt. Es blieb dabei nicht bei der 
allgemeinen Formulierung, die bereits 
seit 1994 in Artikel 3 Absatz 3 Grund-
gesetz enthalten ist, wonach keiner 
wegen seiner Behinderung benachtei-
ligt werden darf. Das Land Bremen hat 
sich vielmehr verpflichtet, Menschen 
mit Behinderung besonders zu schüt-
zen, ihre gleichwertige Teilnahme am 
Leben in der Gemeinschaft zu fördern 
und auf die Beseitigung bestehender 

Nachteile hinzuwirken. Doch bis heute 
ist es nicht zu einer Umsetzung dieser 
Grundsätze in geltendes Recht ge-
kommen. Der Bremer Gleichstellungs-
gesetzentwurf wurde zwar diskutiert, 
verschwand dann aber in den staubi-
gen Schubladen von Politik und Ver-
waltung. In anderen Bundesländern 
dagegen schritt in den vergangenen 
Jahren die inhaltliche und politische 
Diskussion voran, und in Berlin wurde 
im Mai 1999 sogar das erste Gesetz 
zur Gleichstellung Behinderter auf 
Landesebene verabschiedet. So trat 
der Arbeitskreis Bremer Protest in die-
sem Jahr mit dem Motto an: 

 
Berlin hat's - Bremen braucht's: 

Ein Gesetz zur Gleichstellung be-
hinderter Menschen!!! 

 
Mit der bewährten Gliederung des 
Bremer Protesttages in drei Veran-
staltungsteile wurde auch im neuen 
Jahrtausend nicht gebrochen. 
Am Vormittag des 3. Mai waren nam-
hafte Berliner Referenten geladen, die 
innerhalb von Arbeitsgruppen und in 
Kooperation mit Bremer Experten das 
im Mai 1999 verabschiedete Berliner 
Gleichberechtigungsgesetz daraufhin 
untersuchten, inwieweit es sich als 
Vorgabe für einen Forderungskatalog 
in Sachen Gleichstellungsgesetz für 
Bremen eignet bzw. wo weitergehende 
Forderungen zu stellen sind. Aus Ber-
lin waren zu Gast: Dr. Bettina Theben 
(Forum behinderter JuristInnen), 
Thomas Zander (1. Vorsitzender des 
Gehörlosenverbandes Berlin), Chris-
tiane Müller-Zurek (2. Vorsitzende der 

                                                           
 „Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden. Menschen mit Behinderungen stehen unter dem 

besonderen Schutz des Staates. Der Staat fördert ihre 

gleichwertige Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft und 
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.“ 

(Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen, Artikel 2, 

Absatz 3) 



Lebenshilfe Berlin) und Michael Eggert 
(Mitglied im Landesbehindertenbeirat 
Berlin). Die Arbeitsgruppen erfreuten 
sich reger Teilnahme. Bis zu 100 Inte-
ressierte erschienen an den drei 
Tagungsorten im Bremer Innenstadt-
bereich und erarbeiteten im Laufe des 
Vormittags Entschließungsanträge für 
das Behindertenparlament zu den 
Themenbereichen "Schutz vor Diskri-
minierung", "Bauen und Verkehr", "Bil-
dung" und "Stellung der Gebärden-
sprache".  
Während die Arbeitsgruppen noch 
tagten, sammelten sich gegen Mittag 
vor der Stadthalle etwa 600 Behinderte 
für den Protestzug durch Bremens 
Innenstadtbereich Richtung Marktplatz. 
Dort angekommen, und von Musik der 
Rockgruppe Rio-Showband begrüßt, 
folgte gegen 13.00 Uhr die ca. 
einstündige Kundgebung vor der 
Bürgerschaft, in deren Verlauf auch die 
Arbeitsgruppenmitglieder eintrafen. Im 
Gepäck: Berichte und Ent-
schließungsanträge für das 7. Bremer 
Behindertenparlament, das unter der 
Schirmherrschaft der Sozialsenatorin 
Hilde Adolf stand. 
Der Präsident des Behindertenparla-
ments, Matthias Weinert (1. Vorsitzen-
der der LAG H Bremen), machte am 
Nachmittag in seiner Eröffnungsrede 
im Plenarsaal der Bürgerschaft u.a. 
deutlich, "(daß) wir es leid sind, um die 
Anerkennung unserer Menschenwürde 
zu betteln, (es) müssen gesetzliche 
Regelungen geschaffen werden, um 
die Diskriminierung Behinderter ab-
zubauen. Daher fordern wir auch in 
Bremen ein Gleichstellungsgesetz für 
Behinderte." Eine Forderung, die auf 
einhellige Zustimmung bei den Behin-
dertenparlamentariern stieß. Dies 
zeigte sich überdeutlich bei den Be-
richten aus den Arbeitsgruppen, der 
anschließenden Debatte und dem 
breiten positiven Votum für die 
eingebrachten Entschließungsanträge. 
Letztere erhoben mit Blick auf ein 
Gleichstellungsgesetz für Bremen 

bspw. Forderungen wie die Beweis-
lastumkehr bei Diskriminierungen, die 
Einrichtung eines parlamentarischen 
Behindertenbeauftragten, ein Ver-
bandsklagerecht, Anerkennung der 
Gebärdensprache neben der Laut-
sprache als gleichberechtigte Kommu-
nikationsform, barrierefreier Zugang zu 
allen öffentlichen Gebäuden, einen 
verbindlich behindertengerechten 
ÖPNV und die integrative Beschulung 
behinderter Kinder in allen Schul-
stufen.  
 
Eine der Hauptaufgaben des Arbeits-
kreises Bremer Protest im Jahr 2000 
wird sein, beharrlich an der Verwirk-
lichung eines Gleichstellungsgesetzes 
für Bremen zu arbeiten und die Politi-
kerinnen und Politiker des Landes an 
die Forderungen des 8. Bremer Pro-
testtages zu erinnern. Es müssen -
ähnlich wie in Berlin- endlich Gesetze 
folgen, die behinderte Menschen wirk-
sam gegen Benachteiligung, Ausgren-
zung und Diskriminierung schützen. 
 
Der 8. Bremer Protesttag wurde in ei-
ner umfangreichen Dokumentation zu-
sammengefaßt. Sie enthält zahlreiche 
Fotos von allen drei Veranstaltungs-
teilen, die Reden aus dem Behinder-
tenparlament nebst Beschlußvorschlä-
gen der Arbeitsgruppen sowie einen 
ausführlichen Pressespiegel und di-
verse weitere Materialien, wie den 
Bremer Gleichstellungsgesetzentwurf 
und das Berliner Landesgleichberech-
tigungsgesetz. Zu beziehen ist die Do-
kumentation gegen Zahlung von DM 
6,-- zzgl. Porto bei der Geschäftsstelle 
der LAGH Bremen, Waller Heerstraße 
55, 28217 Bremen. 
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